
nächsten Sitzung der Provisorischen Volkskammer ver­
abschiedet werden kann.

Diese nächste Sitzung findet am 22. Februar, 13 Uhr, 
statt. Auf der vorläufigen Tagesordnung steht das 
eben verlesene Gesetz, dann das Gesetz zur Errichtung 
der Deutschen Bauembank und die Wahl des Ver- 
fassungs- und des Justizaussehusses.

Ich bin weiterhin gebeten worden, mitzuteilen, daß 
die Provisorische Länderkammer morgen, 10 Uhr, im 
Steinsaal des Hauses des ehemaligen Deutschen Volks­
rates ihre nächste Sitzung abhält.

Wir kommen nunmehr zum Punkt 6 der Tages­
ordnung:

Anfrage der Fraktion der LDP über Maßnahmen 
zur Behebung der Arbeitslosigkeit in den west­
deutschen Gebieten im Sinne des Programms der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland
(Drucksache Nr. 47).

Eine Anfrage капп nach der Geschäftsordnung be­
gründet werden, wenn die Antragsteller dies wünschen. 
Dieser Wunsch ist dem Präsidium ausgesprochen 
worden. Die Regierung hat sich ihrerseits bereit 
erklärt, die Anfrage gleich heute zu beantworten.

Ich erteile zur Begründung des Antrages Herrn Ab­
geordneten Dr. Liebler das Wort.

Abg. Dr. Liebler (LDP):
Meine Damen und Herren! Wir haben in der Druck­

sache Nr. 47 eine Anfrage an die Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik gerichtet, weil wir nicht 
nur der Überzeugung sind, daß wir hier in der Provi­
sorischen Volkskammer und auch in der Regierung 
die Belange der Regierung oder des Gebietes der 
Republik zu berücksichtigen haben, das 'der Regierung 
zur Zeit untersteht, sondern weil wir der Über­
zeugung sind, daß wir uns auch mit Problemen be­
schäftigen müssen, die die Werktätigen im Westen 
berühren.

Infolgedessen haben wir eine Anfrage an die Regie­
rung mit folgendem Wortlaut gerichtet:

In Westdeutschland nimmt die Arbeitslosigkeit 
bedrohliche Formen an, die weite Kreise der Be­
völkerung in ihren Lebensgrandlagen angreift. Die 
Deutsche Demokratische Republik ist dank ihrer 
Wirtschaftsplanung dieser Gefahr nicht ausgesetzt. 
Die Richtigkeit des Weges, den die Deutsche Demo­
kratische Republik mit ihrer Wirtschaftspolitik 
beschritten hat, wird damit bewiesen.
Die Deutsche Demokratische Republik, die mit 
Recht den Anspruch erhebt, die Interessen des 
gesamten deutschen Volkes zu vertreten, fühlt des­
halb die Verpflichtung, sich auch des Problems der 
Arbeitslosigkeit im Westen anzunehmen.
Welche Möglichkeit sieht die Provisorische Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik, 
ihrerseits der Not der Arbeitslosen in West­
deutschland entgegenzutreten?

Wir sind der Regierung und insbesondere dem Herrn 
stellvertretenden Ministerpräsidenten dankbar, daß er 
schon heute auf diese Anfrage zu antworten 'bereit ist.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Bevor ich dem Herrn stellvertretenden Minister­

präsidenten Ulbricht das Wort erteile, weise ich darauf 
hin, daß nach den Bestimmungen unserer Geschäfts­
ordnung in eine Aussprache über eine Anfrage nur 
eingetreten wird, wenn mindestens 15 Abgeordnete 
dies verlangen. Ein solches Verlangen ist bisher an 
das Präsidium nicht gestellt worden.

Das Wort' hat nun der Herr stellvertretende 
Ministerpräsident Ulbricht.

Stellv. Ministerpräsident Ulbricht:
Meine Damen und Herren! In der Anfrage der’ Frak­

tion der Liberal-Demokratischen Partei wird gesagt: 
„In Westdeutschland nimmt die Arbeitslosigkeit be­
drohliche Formen an, die weite Kreise der Bevölke­
rung in ihren Lebensgrundlagen angreift.“ Diese Fest­
stellung trifft vollständig zu. Sie ist vor allem äuf die 
Tatsache zürückzuführen, ’ daß amerikanische und 
britische Besatzungsorgane ihre Machtposition be­
nutzen, um die Wirtschaft in Westdeutschland zu dros­
seln, die Entwicklung der Qualitätsindustrde zu ver­
hindern, was nicht sehr verwunderlich ist, da sich unter 
den Mitarbeitern der Besatzungsmächte sehr nam­
hafte Vertreter der Konzerne und Großbanken der 
USA und Englands befinden. Die Tatsache, daß zum 
Beispiel der Auftrag auf hunderttausend Tonnen 
Schienen für China von englischen Firmen weggenom- 
men wurde, zeigt in klarer Weise, was zu den Funk­
tionen der Besatzungsorgane in Westdeutschland 
gehört.

(Abg. Dr. Liebler: Sehr richtig!)
Ich kann hinzufügen, daß systematisch die Produk­

tion gedrosselt wird mit Hilfe von Anweisungen über 
Produktionsbeschränkungen. Mir liegt die Geheime 
Staatssache der Bonner Protektoratsverwaltung vor, 
in der seitenlang alle Waren angeführt sind, die aus 
dem Gebiete des Protektorats nicht nach dem Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik ausgeführt 
werden dürfen.

(Hört, hört!)

Die Anerkennung dieser Warenlisten würde die Ein­
schränkung der Produktion in Westdeutschland be­
deuten. Da lesen wir, daß die Lieferung von Buna, 
von Kohlenmühlen, Kohlenbergwerksmaschinen, zylin­
drischen Außenschleifmaschinen, Räummaschinen, 
Zellulose, Treibstoffen usw. verboten ist.

Es handelt sich aber nicht nur um diese in der 
Geheimen Staatssache angeführten Waren, deren Liefe­
rung und Produktion weitgehend unterbunden wird, 
sondern wir wissen, daß in Westdeutschland aus Kon­
kurrenzgründen die Automobilproduktion beschränkt 
wird und daß eine ganze Reihe Betriebe aus Konkur­
renzgründen direkt demontiert werden. Das beweist, 
daß die Interessentengruppen in den USA und in 
England am Ruin der Wirtschaft in Westdeutschland 
interessiert sind.

Die Hoffnungen vieler Wirtschaftler auf Lieferung 
von Rohstoffen, um die Produktion in Westdeutsch­
land zu entwickeln, haben sich nicht erfüllt. An Stelle 
der Rohstoffe wurden in großem Ausmaß mehr oder 
weniger schlechte Waren geliefert, die die USA auf 
anderen Märkten nicht absetzen konnten.

(Sehr wahr!)

Alles das hat dazu geführt, daß die Entwicklung der 
Wirtschaft in Westdeutschland nicht nur verhindert, 
sondern daß die Produktion auf zahlreichen Gebieten 
beschränkt wurde und sich deshalb eine Arbeitslosig­
keit von fast 2 Millionen Personen entwickelt hat. 
Früher, als wir diese Entwicklung voraussagten — ich 
darf daran erinnern, daß im Volksrat sehr eingehend 
darüber gesprochen und diese Entwicklung sehr genau 
vorausgesagt wurde —, hat man uns geantwortet, daß 
die Kredite, die die USA geben, ja doch nicht zurück­
gezahlt werden.

(Sehr gut! und Hört, hört!)
Ich denke, wir müssen heute leider feststellen, daß 
Kredite nicht nur zurückgezahlt werden, sondern daß 
es die teuersten Kredite sind, die es jemals gegeben 
hat, und sie jetzt zu sehr hohen Preisen zurückgezahlt 
werden müssen.

(Zustimmung)
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